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BEzuG  Ihre Anfrage vom 23.  November 2017 

Sehr geehrter Herr Semsrott, 

███████

████ ▍██

Angelegenheiten des 

Bundesministeriums der Justiz  und 

für Verbraucherschutz,  Justiziariat, 

IFG-Koordination 

HAUSANSCHRIFT  Willy-Brandt-Straße 1, 10557 Berlin 

POSTANSCHRIFT  11012 ßerlin 

TEL  +49 30 18 400-0 

FAX  +49 30 18 400 - 2357 

MAlL  poststelle@bk.bund.de 

Berlin,  9  .  Januar 2018 

mit  E-Mail vom 23.  November 2017 beantragten Sie u.a.  aufgrund des  Informati

onsfreiheitsgesetzes  (IFG): 

"Bitte senden Sie mir Folgendes zu: 

Eine Übersicht sämtlicher Besuche im Kanzleramt während der vergange

nen Legislaturperiode,  die in Bezug zur amtlichen  Tätigkeit der Bundes

kanzlerin stehen  (Besucherregister).  Diese Übersicht soll mindestens Da

tum,  Name der Besucher sowie Anlass der Besuche enthalten." 

Auf Ihren Antrag ergeht folgende Entscheidung: 

1.  Der Antrag wird abgelehnt. 

2.  Der  Bescheid ergeht kostenfrei. 
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Gründe: 

I. 

Der Antrag wird abgelehnt, da die erbetenen Informationen im Bundeskanzleramt 

nicht oder jedenfalls nicht in der gewünschten Form vorliegen. Insoweit nehme ich 

auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten 

Dr. Petra Sitte, Karin Binder, Eva Bulling-Schröter, weiterer Abgeordneter und der 

Fraktion DIE LINKE.- Drucksache 18/13104- Transparenz in der demokrati

schen Willensbildung, http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/133/1813360.pdf. 

Bezug. 

II. 

Gemäß § 1 0  IFG in Verbindung mit der Informationsgebührenverordnung (IFG

GebV) vom 2. Januar 2006 fallen keine Kosten an. 

Mit1�undlichen Grüßen 

I  A �ftrag 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider

spruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim 

Bundeskanzleramt, Willy-Brandt-Str. 1, 10557 Berlin, einzulegen. 

Ich weise darauf hin, dass für die vollständige oder teilweise Zurückweisung eines 

Widerspruchs Kosten von 30,00 EUR anfallen. 


